
 
 

 
 

 

Seite 1 von 5 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bremen, 03.03.2026 

 

Beschwerde gegen das Amt für Ausbildungsförderung  

 

Sehr geehrte Frau Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft, Frau Dr. Henrike Müller, 

mit diesem Schreiben möchten wir, der Allgemeine Studierendenausschuss (AStA) der 

Hochschule Bremen in Kooperation mit den ASten der Uni Bremen, Hochschule Bremerhaven 

und Hochschule für Künste Bremen, eine formelle Beschwerde bezüglich der aktuellen 

Situation im Zusammenhang mit dem Amt für Ausbildungsförderung (BAföG) vorbringen. Die 

vorgetragenen Anliegen beruhen auf Erfahrungen aus unserer BAföG- und Sozialberatung 

sowie auf Berichten aus unserem Büro für Studierende. Besonders hervorzuheben sind hierbei 

drei Problembereiche:  

(1) die sehr langwierigen Bearbeitungszeiten  

(2) die erhöhte Ablehnung des §48 Abs. 2 i. V. m. §15 Abs. 3 BAföG sowie  

(3) die fehlende Erreichbarkeit des Amtes für Rückfragen von Seiten der Studierenden 

und die damit einhergehend eine fehlende Beratung von Studierenden und deren Eltern 

i.S.v. §41 Abs. 3 BAföG. 

(1) Bearbeitungszeit der BAföG-Anträge  

Laut Website des Studierendenwerks Bremen werden aktuell die Anträge vom 27.11.2025 und 

Unterlagen / sonstige Eingänge vom 01.11.2025 bearbeitet (Sachstand am 09.02.2026). 

Demnach müssen Studierende drei Monate warten, bis eine Erst- oder Weiterförderung der 

Ausbildungsförderung bewilligt oder ggf. abgelehnt wird. Ein nicht zumutbarer Zeitraum, 

insbesondere für Studierende im ersten Semester, die gerade zu Beginn ihres Studiums 

zusätzliche Kosten durch Wohnungssuche, Kaution und Wohnungseinrichtung haben. Die 

finanzielle Situation von Studierenden wird zunehmend brisanter. Durch erhöhte 

Lebenshaltungskosten und den angestiegenen Semesterbeitrag (zum Wintersemester 

2025/26: 418,90 €, davon: Anteil des Studierendenwerks beträgt 130 €) sind Studierende 

vermehrt auf eine Ausbildungsförderung und auf einen Minijob angewiesen. Fällt die 

Ausbildungsförderung durch die langen Bearbeitungszeiten weg, müssen Studierende sehen, 

wie Fixkosten getragen werden können. Besonders brisant ist die Situation für Studierende mit 

einem Erstantrag, da nicht automatisch von einer Bewilligung des Antrages ausgegangen 

werden kann.  
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Die lange Bearbeitungsdauer zwingt Studierende dazu, Alternativen zu suchen, wie etwa die 

Aufnahme eines besser bezahlten Nebenjobs, was jedoch zu Kürzungen beim BAföG führen 

kann. Diese Situation stellt die Studierenden vor ein Dilemma: Entweder sie nehmen einen 

Job mit höherem Einkommen und dementsprechend höherem Arbeitsaufwand an und 

riskieren eine BAföG-Kürzung über den gesamten Bewilligungszeitraum, oder sie verzichten 

darauf und geraten in finanzielle Not und können die Kosten für das Studium und die 

Lebenshaltungskosten nicht mehr bezahlen. Parallel dazu sorgen wechselnde 

Sachbearbeitungen dafür, dass Studierende zunehmend mehr Existenzsorgen bekommen 

und weiter das Vertrauen in das Studierendenwerk verlieren.  

Eine Misere, die Studierenden den Einstieg ins Studium deutlich erschwert und existenzielle 

Sorgen und Ängste schürt. Auch die damit einhergehende psychische Mehrbelastung spielt 

eine Rolle und kann in Einzelfällen auch zu Folgeerkrankungen führen, wie Depressionen und 

Angststörungen. Gerade Studierende, welche voll förderungsfähig sind, haben keine 

finanziellen Unterstützungsmöglichkeiten durch z. B. die Familie. Hinzu kommt, dass 

Studienanfänger:innen aus einem SGB-II-Bezug nur in den seltensten Fällen eine eigentlich 

für solche Fälle vorgesehene Überbrückungsfinanzierung durch das Jobcenter bekommen (s. 

§7 Abs. 6 SGB II). 

Eine rückwirkende Auszahlung der Förderung reicht nicht aus, um die entstehende Lücke in 

den Monaten ohne Bescheid zu schließen. Wer Studierende monatelang ohne Bescheid lässt, 

nimmt billigend in Kauf, dass diese in existenzielle Not geraten. 

Unsere Forderung: Wir fordern daher eine Entbürokratisierung des Antragsverfahrens 

und eine Optimierung der Bearbeitungsprozesse, damit Studierende nicht mehr 

monatelang auf eine Entscheidung warten müssen. Das bedeutet auch, die reelle 

Anwendung des Erklärungsprinzips welches bereits 2024 im BAföG-Erlass vom 02.09. 

festgesetzt wurde, mit dem übergeordneten Ziel „Bürokratieabbau“ und der Intention, 

die Bearbeitungszeit zu reduzieren. Es ist nicht zumutbar, das förderfähige Studierende 

mehrere Monate auf den Bescheid warten müssen und zeitgleich von ihnen erwartet 

wird, dass das Studium ohne finanzielle Unterstützung gleichwertig fortgeführt wird. 

Wer Förderung verspricht, muss sie auch rechtzeitig auszahlen, alles andere ist nicht 

vertretbar, andernfalls wird aus Verwaltungsträgheit eine reale Verschärfung sozialer 

Ungleichheit.  

(2) Erhöhte Ablehnung nach §48 Abs. 2 i. V. m. §15 Abs. 3 BAföG  

Der §48 Abs. 2 BAföG erlaubt Studierenden, einen Antrag zu stellen, den Leistungsnachweis 

nach §48 nicht nach dem vierten Semester, sondern zu einem späteren Zeitpunkt vorzulegen, 

wenn Tatsachen vorliegen, die voraussichtlich eine Überschreitung der 

Förderungshöchstdauer nach §15 Abs. 3 BAföG oder eine Verlängerung der 

Förderungshöchstdauer nach §15a Abs. 3 BAföG rechtfertigen. Nach §15 Abs. 3 wird über 

einen angemessenen Zeitraum hinaus Ausbildungsförderung geleistet, wenn Studierende  

1. aus schwerwiegenden Gründen 

2. infolge der in häuslicher Umgebung erfolgenden Pflege eines oder einer 

pflegebedürftigen nahen Angehörigen im Sinne des § 7 Absatz 3 des 

Pflegezeitgesetzes, der oder die nach den §§ 14 und 15 des Elften Buches 
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Sozialgesetzbuch – Soziale Pflegeversicherung – mindestens in Pflegegrad 3 

eingeordnet ist, 

3. infolge einer Mitwirkung in gesetzlich oder satzungsmäßig vorgesehenen Gremien und 

Organen 

4. infolge des erstmaligen Nichtbestehens der Abschlussprüfung, 

5. infolge einer Behinderung, einer Schwangerschaft oder der Pflege und Erziehung eines 

Kindes bis zu 14 Jahren 

das Studium nicht in Regelstudienzeit ableisten können.  

In §15.3.3 BAföG wird zu Nummer 1 aufgeführt, dass als schwerwiegender Grund 

insbesondere 

- eine Krankheit (die Krankheit ist durch Attest nachzuweisen, in Zweifelsfällen ist über 

die Erkrankung das zuständige Gesundheitsamt im Wege der Amtshilfe gutachtlich zu 

hören) 

- eine von der auszubildenden Person nicht zu vertretende Verlängerung der 

Examenszeit (z.B. bei plötzlicher Erkrankung der prüfenden Person)  

- eine verspätete Zulassung zu examensnotwendigen Lehrveranstaltungen (z.B. 

„interner Numerus clausus“) 

- das erstmalige Nichtbestehen einer Zwischen- und Modulprüfung, wenn sie 

Voraussetzung für die Weiterführung der Ausbildung ist; entsprechendes gilt für die 

erstmalige Wiederholung eines Studienhalbjahres wegen des Misslingens von 

Leistungsnachweisen, wenn anstelle einer einzelnen Zwischen- oder Modulprüfung 

laufende Leistungsnachweise zu erbringen sind.  

Weiter wird aufgeführt, dass diese schwerwiegenden Gründe ursächlich für die Verzögerung 

der Ausbildung sein müssen. 

Insbesondere im Krankheitsfall werden jedoch Anträge regelmäßig mit der Begründung 

abgelehnt, die Ursächlichkeit der Krankheit sei nicht ausreichend nachgewiesen, obwohl 

ärztliche Atteste und Gutachten vorgelegt wurden. Selbst die Bereitschaft von Studierenden, 

sich einer Begutachtung durch das Gesundheitsamt zu unterziehen, wird vom Amt nicht 

genutzt. Dies betrifft vermehrt chronisch erkrankte Studierende und Studierende mit 

Beeinträchtigungen. 

Die Frage stellt sich, welchen Zweck die Ausnahmeregelung hat, wenn diese nicht 

angewendet wird. Überdies wird die Entscheidung über die Ursächlichkeit Behörden 

überlassen, die von dem eigentlichen Krankheitsbild und den damit zusammenhängenden 

Beeinträchtigungen keine qualifizierte Kenntnis haben und demgemäß die Ursächlichkeit 

überhaupt nicht beurteilen können. Stattdessen werden Fachärzt:innen die Kompetenzen 

abgesprochen, indem das Amt die Einschätzungen als unzureichend erklärt. Für uns ein nicht 

hinnehmbarer Zustand und eine Verletzung des o. g. Paragrafen und eine Verletzung des 

Rechts der Studierenden. Die aktuelle Entscheidungspraxis lässt eine ermessensgerechte 

Einzelfallprüfung nicht erkennen und es entsteht der Eindruck, dass systematisch auf 

Ablehnung anstatt auf Unterstützung entschieden wird.  

Eine weitere Perspektive ist die mangelnde Verfügbarkeit von Fachärzt*innen, Neurolog*innen 

usw. Das führt häufig dazu, dass viele Studierende oft nur ihre Hausarztpraxen kennen. 
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Zeitgleich führt die Sorge um Stigmatisierung, wie beispielsweise bei Lehramtsstudierenden, 

die um ihre Verbeamtung fürchten, zu weiteren Ängsten, sich chronische Erkrankungen 

anerkennen zu lassen. In der Vergangenheit ist es schließlich auch schon dazu gekommen, 

dass Studierende Ablehnungsbescheide erhalten haben, in denen ihre Erkrankung nicht 

anerkannt wurde, weil sie ihrem Studium nicht „ordnungsgemäß“ nachkommen könnten. 

Darüber hinaus fordert das Amt für Ausbildungsförderung von Studierenden, sich rückwirkend 

vom Studium beurlauben zu lassen. An dieser Stelle möchten wir zu dieser Forderung 

klarstellen: Eine rückwirkende Beurlaubung ist mit wenigen Ausnahmen nicht möglich. Die 

Ausnahmeregelung schreibt vor, dass nur Anträge auf Beurlaubung in besonders 

gravierenden Fällen mit unvorhersehbaren Erkrankungen oder Unfällen genehmigt werden 

können. Die stellv. Dezernatsleitung Immatrikulations- und Prüfungsamt der Hochschule 

Bremen, hat die Regelung schriftlich bestätigt. Auf Nachfrage kann das Schreiben vorgelegt 

werden. 

Für chronisch erkrankte Studierende ist z. B. ein Urlaubssemester fristgerecht nicht planbar. 

Zudem würde ein Urlaubssemester die Studierfähigkeit nicht wesentlich verbessern, da die 

Auswirkungen einer chronischen Erkrankung dauerhaft bestehen. Die Forderung nach einem 

Urlaubssemester ist daher diskriminierend, da die Folge ausschließlich eine noch 

eingeschränktere Teilhabe bedeuten würde und demnach als Verstoß gegen das 

Gleichbehandlungsgebot zu werten wäre.  

Unsere Forderung: Wir fordern eine ermessensgerechte und wohlwollende 

Überprüfung der gestellten Anträge und dementsprechend eine Reduzierung von 

Ablehnungen. Im Zweifelsfall muss immer im Sinne der Studierenden entschieden 

werden. Eine Streichung der finanziellen Förderung bringt keinen Mehrwert für eine 

erfolgreiche Ausbildung der Betroffenen. Im Gegenteil, teilweise muss das Studium 

abgebrochen werden, da dem Leistungsanspruch, der primär für gesunde Studierende 

festgesetzt wurde, nicht standgehalten werden kann. Die Ursache dafür ist, dass das 

BAföG-Amt und die Senatorische Behörde die betroffenen Studierenden für nicht krank 

genug halten, damit die Ausnahmeregelung greift. Wenn fachärztliche Atteste pauschal 

in Zweifel gezogen werden, stellt dies eine problematische Grenzüberschreitung 

verwaltungsrechtlicher Kompetenzen dar.  

(3) Erreichbarkeit des Amtes für Ausbildungsförderung und das mangelhafte 

Beratungsangebot 

Seit den Einschränkungen durch die Covid-19-Pandemie ist das Amt für Ausbildungsförderung 

insbesondere für Studierende kaum erreichbar. Für Nachfragen oder etwaige Beratungen 

stehen nur sehr begrenzte Telefonsprechzeiten (Montag: 13 - 15 Uhr Mittwoch: 9 - 12 Uhr & 

13 - 17:30 Uhr) zur Verfügung und eine Kontaktaufnahme via E-Mail oder persönlich ist nicht 

möglich. Angestellte in Teilzeit sind nur am Mittwoch zwischen 9 und 12 Uhr erreichbar. 

Ein Kontaktaufnahmeversuch in den o. g. telefonischen Sprechzeiten ist durch die hohe 

Anzahl an Anfragen nahezu unmöglich. War ein Versuch doch einmal erfolgreich, wird darauf 

verwiesen, dass von Nachfragen zum Bearbeitungsstand Abstand genommen werden soll, 

auch in komplex gestalteten Einzelfällen. Das erzeugt eine große Frustration, Verzweiflung 
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und Ratlosigkeit bei den Betroffenen. Eine Behörde, die nicht erreichbar ist, entzieht sich ihrer 

Verantwortung. 

Deutlich wird, wie mühselig es für Studierende ist, Auskünfte vom Amt direkt zu erhalten. Die 

mangelnde Auskunftserteilung führt zu unvollständigen Anträgen und verunsichert die 

Studierenden zusätzlich bzgl. des Bearbeitungsstandes und führt zu einem erhöhten 

Beratungsaufkommen bei anderen Beratungseinrichtungen wie unserer BAföG- und 

Sozialberatung! 

In Verbindung mit den langen Bearbeitungszeiten verschärft dies die Belastung für die 

Studierenden. Darüber hinaus verstößt das Amt gegen seine gesetzliche Beratungspflicht 

gemäß §41 Abs. 3 BAföG, wonach Studierende und deren Eltern umfassend zu informieren 

und zu beraten sind. Hinzu kommt, dass in der Zielvereinbarung vom 01.12.2022 für die Jahre 

2022 – 2025 zwischen dem Studierendenwerk Bremen und der Senatorin für Wissenschaft 

und Häfen Bremen formuliert wurde, dass die Einführung eines Terminvergabesystems bis 

Ende 2023 realisiert werden solle. Das wurde nicht eingehalten!  

Unsere Forderung: Wir fordern daher eine Ausweitung der telefonischen Sprechzeiten 

sowie die Möglichkeit für persönliche Beratungstermine im Amt. Für Studierende muss 

die Möglichkeit geschaffen werden, Auskünfte vom BAföG-Amt direkt erfahren zu 

können. Die aktuelle Kommunikationspraxis erzeugt systematische Intransparenz.  

Wir bitten Sie dringend, die genannten Missstände zu prüfen und Maßnahmen zu ergreifen, 

um die Situation für die Studierenden in Bremen nachhaltig und langfristig zu verbessern. Die 

derzeit vorherrschende Situation ist unzumutbar und macht Bremen für junge Menschen zu 

keinem attraktiven und sozialgerechten Ort, um zu studieren. Wir erwarten eine zeitnahe und 

verbindliche Stellungnahme zu den aufgeführten Missständen. Wir sehen hier akuten 

politischen Handlungsbedarf. Eine entsprechende Pressemitteilung werden wir in den 

nächsten Tagen an die Medien versenden. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

_______________     _________________ 

Lena Reinhardt     Nane Möller 

Vorständin AStA HSB & Vorsitzende der LAK BAföG- und Sozialberatung AstA HSB 


